
Bundessozialgerkhf

11 RA 186/64

Verkündet am
15° März 1966

Im Namen des Volkes

In dem Rechfssfreif

Beklagte und Revisionsklägerin‚

% e % e n_

Kläger Und Revisionsbeklagter,

Zustellungsbevollmäehtigte:

hat der 11° Senat des BundessoZialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 150 März 1966 durch

und

und'

für

Auf

des

und

Senatspräsident' Dr° H a u e i s e n

_
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter S o n n e n b e r g
Bundesrichter Dr° B u s s ,
Bundessozialrichter L ä e r
Bundessozialrichter V i e h w e g e r

Recht erkannt:

die Revision der Beklagten werden die Urteile

Landessozialgerichts Berlin vom 300 April 1964

des Sozialgerichts Berlin vom 510 Juli 1965 au;—

gehoben; die Klage wird‚abgewiesen°
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Der Kläger, geboren am 24° Dezember 4895, in I wohnhaft,

entrichtete in den Zeiten von 4945 bis 4947 und von 4956 bis

4940 insgesamt 86 Monatsbeiträge zur deutschen Rentenversicherung

(Arbeiter— und Angestelltenversicheruhg); vom 4° April 4949 bis
54° Januar 4964 leistete er 442 Nonatsbeiträge zur österreichi—

schen Pensionsversicherung° Von dem österreichischen Versicherungs—

träger wurde dem Kläger bisher noch keine Rente beuilligt, da

er — nach österreichischem Sozialversichorungsrecht — noch versi—

cherungspflichtig beschäftigt ist°

Die Beklagte bewilligte dem Kläger mit Bescheid vom 25° Januar

1965 ein Altersruhegeld ab 4° Dezember 49600 Sie rechnete hier—

bei nach Art° 47 des Ersten Abkommens zwischen der Bundesrepu»

blik Deutschland und der Republik Österreich über Sozialversi—

cherung vom 24° April 4954 - BGBl 4952, II S„ 547 - (Abkommen)

für die Erfüllung der Wartezeit von 480 Monaten deutsche und

österreichische Versicherungszeiten zusammen„ Bei der Berechnung

des Altersruhegeldes nach neuem und vergleichsweise nach bishe—

rigem Recht (Art„ 2 5 44 des Angestelltenversicherungs—Neurege—

lungsgesetzes — AnVNG —) kürzte die Beklagte die "festen Leistung$‘

teile” der Rente (bei der Rente nach neuem Recht den Kinderzu—

schuß; bei der Rente nach altem Recht den Grundbetrag‚ den Zu—

schlag nach dem Sozialversicherun sanpassungsgesetz — SVAG —,
die Grundbetragserhöhung und den Kinderzuschuß), und zvar im

Verhältnis der deutschen Versicherungszoiten (86 Beitragsmonatc
und die pauschale Ausfallzeit von 9 Monaten, insgesamt 95 Monate}

zu den zur Erfüllung der Wartezeit von 480 Beitragsmon&tcn heran—

zuziehenden österreichischen Versicherungszeiten (94 Monatsb0i—

träge)° Die Beklagte ermittelte die Jehresrente (4964) nach neu—
em Recht auf 40556‚69 DM und die Vergleichsrente nach altem

Recht auf 40459‚64 DM„ Die Kürzung der festen Leistungsteile

stützte die Beklagte auf Art° 48 Abs„ 4 Nr° 2 Buchst° b des Ab«

kommens° }
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Mit der Klage machte der Kläger geltend, eine Kürzung,

wie sie die Beklagte vorgenommen habe, sei nicht zuläs—

sig, weil er (noch) keinen Anspruch auf Rente gegen den

österreichischen Versicherungsträger habe°

Das Sozialgericht (SG) Berlin verurteilte die Beklagte,

dem Kläger das Altersruhegeld ohne Kürzung zu gewähren

(Urteil vom 54° Juli 4965)°

Das Landessozialgerieht (LSG) Berlin wies mit Urteil vom
50° April 4964 die Berufung der Beklagten zurück° Die

Kürzung der festen Leistungsteile nach Art° 48 Abs° 4 Nr„

2 Buchst° b des Abkommens setze voraus, daß von den Ver—

sicherungsträgern beider Staaten Leistungen gewährt wer—

den; wenn und solange nur von einem Vertragsteil eine Lei—

stung erbracht werde, habe die Kürzung keinen erkennbaren

Sinn und würde zu einer ungeröchtfertigten Schlechterstel—

lung des Versicherten führen; für diese Auffassung sprächen

der Wortlaut des Art° 48 Abs° 4 Nr° 2 Buchst° b des Abkom—

mens und sein Sinn und Zweck„

Das LSG ließ die Revision zu„

Die Beklagte legte fristgemäß und formgerecht Revision ein,

sie beantragte,

die Urteile des SG Berlin und des LSG

Berlin aufzuheben und die Klage abzu—

weisen,

Die Beklagte rügte, das LSG habe die Vorschriften des Ab-

kommens, insbesondere Art° 48 Abs° 4 Ziff° 2 Buchst° b,

Abs° 2 Satz 2 und Art° 20, verletzt,

Der Kläger ließ sich im Revisionsverfahren nicht vertreten°

IIO

Die Revision der Beklagten ist zulässig (55 462 Abs° 4 Nr„ 4,
464 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —), sie ist auch be—
gründet°
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Der Kllger hat bis 4940 nur 86 Nonatsbeiträge zur deutschen So—

zialversicherung und später — (ab 4° April 4949) - 442 Monats—
beiträge zur österreichischen Sozialversicherung entrichtet;

er hat sonach mit deutschen Beiträgen die Wartezeit von 480

Monaten nicht erfüllt; ihm steht gleichwohl ab 40 Dezember 4960

ein Anspruch auf das Altersruhegeld gegen die Beklagte zu, weil

nach Art° 47 des hier anzuwendenden Ersten«deutsch—österreichi—

schen Sozialversieherungsabkommens von 24° April 4954 (BGBl

4952‚ II 80 547 — Abkommen —) für die Erfüllung der Wartezeit

Beitragszeiten und die ihnen gleiehgestellten Zeiten beider

Staaten zusammenzureehnen sind° Streitig ist‚ ob die Beklagte

berechtigt ist, bei der Berechnung\des Altersruhegeldes des

Klägers nach neuem und vergleichsweise nach altem Recht (Art„

2 € 44 AnVNG) die ”Leistungsteile? deren Höhe von der Dauer

der Versicherungszeiten unäbhä■gi@ ■ä"(— ”feste Leistungsteile"
im Sinne von Art 48 Abs° 4 Nro 2 Buchst„ b, 49 des Abk0mmens)

im Verhältnis der deutschen Versicherungszeiten zu den zur Er—

füllung der Wartezeit von 480 Konaten noch benötigten und 3

herangezogenen österreichischen Beitra szeiten zu kürzeno Der

Senat vermag der Ansicht des Klägers — und der des SG und des

LSG —, die Kürzung der festen Ieistungstcile sei unberechtigt‚

weil dem Kläger kein Rentenanspruch gegen den österreichischen

Versicherungsträger zustehe, nicht zu folgen°

4Die Berechtigung zu der Kürzung ergibt sich aus Art„ 48 Abs„ .
Nr„ 2 Buchst° b des Abkommens sowie aus dem Sihnzusammenhang,

in dem diese Vorschrift mit anderen Vorschriften des Abkommens‚

insbesondere mit Art° 48 Abs„ 2 und Art° 20‚ steht°

Art° 48 Abs‚_4 regelt für die Fälle der Zusammenreehnung der

Versicherungszeiten nach Art„ 47 die Feststellung der von je—

dem der Versieherungsträger zu gewährenden Leistungen° Jeder

der Versicherungsträger beurteilt nach den für ihn geltenden

Vorschriften unter Berücksichtigung der Zusammenrechnungsvor—

schrift des Arts 47, ob die Voraussetzung für einen Leistungs—

anspruch erfülltf'i3't° Ist dies der Fall, so wird die Leistung

von jedem der Versicherungsträger nach dem für ihn maßgebenden
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innerstaatlichen Recht und allein auf Grund der nach diesem

Recht anrechenbaren Zeiten festgestellt° Hierbei ist die

Vorschrift des Art, 18 Abs° 1 Nr° 2 Buchst° b des Abkommens

zu beachten, die bestimmt: ”Leistungen oder Leistungsteile,

deren Höhe von der Dauer der Versicherungszeiten unabhängig

ist, werden nur zu dem Teil gewährt, der dem Verhältnis der

vom feststellenden Versicherungstrüger bei Berechnung der
Leistung berücksichtigten Versicherungszeiten zur Summe der

für die Berechnung der Leistungen aus den Versicherungen

beider Staaten berücksichtigten Versicherungszeiten ent—

spricht"°

Der Wortlaut dieser Vorschrift (
„„„„„ aus den Versicherungen

beider Staaten “berücksichtigten” Versicherungszeiten „„„„„
)

zwingt nicht zu der Annahme daß die Kürzung, die die Be—

klagte hier vorgenommen hat, d„h° die Kürzung im Verhältnis

zu den für die Erfüllung der Wartezeit benötigten Versiche-

rungszeiten, nur zulässig ist, wenn die Versicherungsträger

beider Staaten Leistungen festgestellt haben und gewähren,

Die Frage, ob die Beklagte auch zu der — für den Kläger un—
Cünstigeren

— Kürzung im Verhältnis zu allen in beiden

Staaten anrechenbaren oder zu berücksichtigenden Versiche-

rungszeiten berechtigt gewesen wäre, kann dahingestellt

bleiben, Das Abkommen bestimmt zwar nicht ausdrücklich,

daß bei der Begründung eines Leistungsanspruchs durch Zu-

sammenrechnung von beiderseitigen Versicherungszeiten die

festen Leistungsteile grundsätzlich auch dann nur "anteilig

zu gewähren sind, wenn der andere Versicherungsträger kei—

nen Leistungsanspruch zu erfüllen hat; es geht jedoch, wie

sich insbesondere auch aus Art° 18 Abs° 2 und Art, 20 des

Abkommens ergibt, erkennbar hiervon aus°

"

In Art, 18 Abs° 2 ist bestimmt, daß der Vertragsstaat, bei

dem nur eine kurze Versicherungszeit von nicht mehr als ei-

nem Jahr vorliegt, keine Leistung zu gewähren hat, es sei

denn, daß nach innerstaatlichen Vorschriften die Wartezeit

als erfüllt gilt oder ihre Erfüllung nicht erforderlich ist
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(vgl° @ 29 des Angestelltenversicherungsgesetzes
— AVG —);

wenn “hiernach" kein Leistungsanspruch besteht, so wird die

Leistung aus der anderen Versicherung nicht gekürzt° Art„ 20

behandelt den Fall, in dem sich trotz der Zusammenrechnung von
Versicherungszeiten nach Art° 47 nur ein Anspruch gegen einen

Vertragsstaat ergibt, dieser Anspruch aber auch schon nach

innerstaatlichem Recht allein bestanden hat; in diesem Falle

stellt der allein leistungspfliehtige Versicherungsträger “die

Leistung ohne Berücksichtigung des Art° 18” fest,

Diese Regelung läßt eindeutig erkennen, daß die Kürzung der

festen Leistungsteile bei der Leistungspflicht nur eines Versi—

cherungsträgers nicht grundsätzlich ausgeschlossen ist, sondern

nur in bestimmten Fällen, deren Regelung auf besonderen Erwä—

gungen beruht„ Wenn die Vertragschließenden davon ausgegangen

wären, daß die Kürzung nach Art° 18 Abs° 1 Nr„ 2 b grundsätz—

lich P939955933152 Leistungen voraussetze, dann hätte es — wie
auch das LSG einräumt — der Vorschriften über den Kürzungsaus—

schluß in Art„ 18 Abs° 2 Satz 2 und Art° 20 nicht bedurfto Es

kann nicht unterstellt werden, daß die Vertragschließenden_
"überflüssige Vorschriften" aufgenommen haben, es besteht auch

kein Anhalt dafür, daß die Art° 48 Abs„ 2 und Art° 20 insoweit

nur als Hinweise aufzufassen seien, daß 9993 in diesen Füllen
die Kürzung zu unterbleiben habe° Sinn und Zweck der Regelung

ist die Qy£tgilypg der Pflicht zur Gewährung fester Leistungs—
teile, wenn der Rentenanspruch unter den erleichterten An—

spruchsvoraussetzungen des Abkommens, d„h„ durch Zusammenrech—

nung von beiderseitigen Versicherungszeiten nach Art° 47 be—

gründet wird, und zwar die Aufteilung nach den anteiligen Ver—
sicherungszeiten, aus denen ihr Anspruch hergeleitet wird; in—

soweit wird der ”versicherungstechnischen Gerechtigkeit” Rech—

nung getragen, Diese Aufteilung bedeutet aber nicht, daß ein

allein leistungspflichtiger Versicherungsträger für die antei—

lig© Verpflichtung des anderen Versicherungsträgers derart ein—
zustehen habe, daß er eine ungekürzte Leistung erbringen muß,

wenn und solange dieser andere Versicherungsträger keine Lei—

_7_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..7..

stung erbringt° Aus Art° 18 Abs„ 2 ist auch zu entnehmen,

daß der allein leistungspflichtige Versicherungsträger

nur dann durch eine ungekürzte Leistung für den Aufteilungs—

anteil des nicht leistenden anderen Versicherungsträgers

einstohen muß, wenn bei diesem nur die kurze Versicherungs—

zeit von nicht mehr als einem Jahr vorliegt° Das Abkommen

stellt für die Berechnung der Leistung eines Staates die

Versicherungszeiten der beiden Versicherungsträgér einan—

der nicht schlechthin gleich, es verteilt die Ansprüche

und Anvartschaft in die zuständigen Versichérungslasten

(Art„ 25); bei der Gewährung der festen Leistungsanteile

hat der leistungspflichtige Versicherungsträger grundsätz—

lich nur die Versicherungszeiten zu berücksichtigen, die

in seine Versicherungslast falleno Nur im Rahmen des Art„ 47

stehen Versicherungszeiten beider Staaten gleich, d„h„ die

Wartezeit kann durch eine Zusammenrechnung von Versiche—

rungszeiten beider Staaten erfüllt werden° Die Vergünstigung

des Abkommens liegt für den Versicherten darin„ daß er mit

Hilfe von “zu berücksichtigenden Versicherungszeiten" des

anderen Staates überhaupt erst zu einem Leistungsanspruch

kommt; ein Versicherter kann unter diesen Umständen auch

schon einen Leistungsanspruch gegen den Versicherungsträ—

ger eines Staates erlangen‚ bei dem er nur 15 Beitragsmonate

geleistet hat (Art° 48 Abs° 2)„ Es entspricht durchaus dem

Sinn und Zweck der Regelung für die Gewährung der festen

Leistungsteile und bedeutet auch keine Schlechterstellung

gegenüber anderen Versicherten, wenn der Versicherte7 der

durch die Zusammenrechnung von beiderseitigen Versicherungs—

zeiten einen Rentenanspruch erwibt, den er sonst nicht hätte,

die festen Rententeile nur insoweit erhält, als sie ihm

nach seinen — an sich unzureichenden — Versicherungszeiten

bei dem leistungspflichtigen Versicherungsträger zustehen;
das Recht des leistungspflichtigen Versicherungsträgers,

die festen Leistungsteile insoweit zu kürzen, hängt — abge—

sehen von den Fällen der Art° 18 Abs° 2, 20 des Abkommens —
nicht davon ab, daß auch der andere Versicherungsträger eine

Leistung erbringto Der Kläger wendet sich sonach zu Unrecht
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dagegeh; daß die Beklagte das Altersruhegeld, für das überhaupt

nur über Art„ 47 des Abkommens die Wartezeit erfüllt ist, bean—

spruchen kann, unter Kürzung der festen Leistungsteile berechnet

hat; unter Aufhebung der Urteile des LSG und des SG ist deshalb

die Klage äbzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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